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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Im Dezember 2020 legte der Bundesrat in Erfüllung des Postulats Jositsch (sp, ZH) den
Bericht zur Demokratisierung der Vereinten Nationen vor, der insbesondere der Frage
nachging, ob innerhalb der UNO ein Demokratidefizit vorliege und wie ein solches
vermindert werden könnte. Des Weiteren hatte Ständerat Jositsch den Bundesrat damit
beauftragt zu prüfen, ob die Schaffung einer parlamentarischen UNO-Versammlung zur
Vertretung der Bevölkerung ein zweckmässiges Modell zur Problemlösung darstellen
würde. 
Der Bericht untersuchte ein mögliches Demokratiedefizit unter verschiedenen
Gesichtspunkten und kam zum Schluss, dass auf Basis des bewussten Verzichts auf die
Demokratieanforderung der Regierungsform von Mitgliedstaaten, auch nicht-
demokratische Staaten haben Zugang zur UNO, und die hohe Inklusivität und
Transparenz der UNO kein Demokratiedefizit erkennbar sei. Damit erübrige sich auch
die Frage nach Massnahmen zur Behebung eines solchen. Der Bundesrat sei aber der
Auffassung, dass es hinsichtlich der Struktur und Arbeitsweise der UNO Reformbedarf
gebe. UNO-Generalsekretär António Guterres habe 2017 eine umfassende
Reformagenda verabschiedet, an deren Prozessen sich auch die Schweiz beteilige. Die
Idee einer parlamentarischen Versammlung der UNO, analog zum schweizerischen
Zweikammersystem, brächte gemäss Bericht Vorteile, aber auch Herausforderungen
mit sich. Eine solche Versammlung würde zwar zu einem verbesserten politischen
Dialog, einer Sensibilisierung für globale Probleme und einer engeren Kontrolle der
internationalen Arbeit führen, jedoch wären grosse institutionelle Anpassungen
notwendig. Primär müsste die UNO-Charta, je nach Kompetenzbereich dieser Kammer,
geändert werden. Die Schaffung einer zweiten Kammer würde die UNO-
Generalversammlung schwächen, was nicht im Interesse der Schweiz wäre, die als
kleines Land ein überproportional gewichtetes Mitspracherecht geniesse. Auch die
Wahl der Mitglieder, deren Anzahl und die Finanzierung dieser Kammer seien
potenzielle Streitfragen, weshalb die praktische Umsetzung einer solchen Idee sehr
ambitioniert wäre. 1
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Gute Dienste

Im April 2020 beantragte die APK-NR ihrem Rat mit 16 zu 6 Stimmen (bei 2
Enthaltungen), eine Erklärung für einen globalen Waffenstillstand aufgrund der
Corona-Pandemie zu verabschieden. Die Kommission wollte die Staatengemeinschaft
und sämtliche Konfliktparteien dazu auffordern, sich an einem globalen
Waffenstillstand zu beteiligen, um die Herausforderungen der Corona-Pandemie
solidarisch angehen zu können. Der Bundesrat werde damit aufgefordert, das
Parlament an den Schweizer Tätigkeiten in der UNO teilhaben zu lassen, den
Weltfrieden und die menschliche Sicherheit zu fördern und den Wiederaufbau der
Weltwirtschaft entlang der Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 mitzugestalten. Die
Kommission nahm dabei auch explizit Bezug auf eine Erklärung des UNO-
Generalsekretärs Antonio Guterres, der die Absurdität des Kriegs angesichts einer
solchen Katastrophe hervorgehoben und die Unterbrechung bewaffneter Konflikte
gefordert hatte. 
In der Sondersession im Mai 2020 befasste sich der Nationalrat mit dem Antrag seiner
Kommission, wobei Stefanie Heimgartner (svp, AG) aufgrund der «irreführenden und
unrealistischen» Natur der Erklärung deren Ablehnung verlangte. Unterstützt wurde sie
von ihrem Parteikollegen Roland Büchel (svp, SG), der die Erklärung als Grundlage für
Zahlungen in Millionenhöhe für die humanitäre Hilfe erachtete – Geld, welches gemäss
Büchel im Inland dringend benötigt werde. Nationalrat Büchel richtete sich mit seinem
Appell primär an die übrigen bürgerlichen Parteien, erhielt von diesen jedoch kaum
Unterstützung. Nationalrat Portmann (fdp, ZH) zum Beispiel zeigte sich überzeugt, dass
die reiche Schweiz innerhalb des bestehenden Budgets durch Einsparungen etwas
«Luxus und Reichtum» abgeben könne. Die Erklärung wurde dementsprechend mit 129
zu 44 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) eindeutig angenommen. 2
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1) Bericht Bundesrat vom 4.12.20
2) AB NR, 2020, S. 538ff.; Medienmitteilung der APK-NR vom 21.04.20
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